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8. Abschnitt 

Schubhaft und gelinderes Mittel 

Schubhaft 

§ 76. (1) Fremde können festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern der Zweck der 
Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht werden kann. 

(1a) Unmündige Minderjährige dürfen nicht in Schubhaft angehalten werden. Gegen mündige 
Minderjährige hat das Bundesamt gelindere Mittel (§ 77) anzuwenden, es sei denn, bestimmte Tatsachen 
rechtfertigen die Annahme, dass der Zweck der Schubhaft damit nicht erreicht werden kann, und sofern 

 1. sich im Fall begleiteter Minderjähriger ein Elternteil, ein Erziehungsberechtigter oder die primäre 
Betreuungsperson in Haft befindet, oder 

 2. dies zum Wohl des Kindes notwendig wäre, wie es im Bundesverfassungsgesetz über die Rechte 
von Kindern, BGBl. I Nr. 4/2011, vorgesehen ist. 

Diesfalls gilt § 80 Abs. 2 Z 1. 

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn 

 1. dies zur Sicherung des Verfahrens über einen Antrag auf internationalen Schutz im Hinblick auf 
die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des 
Fremden die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gemäß § 53 gefährdet, Fluchtgefahr vorliegt 
und die Schubhaft verhältnismäßig ist, 

 2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme nach 
dem 8. Hauptstück oder der Abschiebung notwendig ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und 
die Schubhaft verhältnismäßig ist, oder 
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 3. die Voraussetzungen des Art. 44 Abs. 2 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung 
vorliegen. 

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme deshalb nicht, weil bereits eine aufrechte 
rechtskräftige Rückkehrentscheidung vorliegt (§ 59 Abs. 3), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht 
entgegen. In den Fällen des § 40 Abs. 5 BFA-VG gilt Z 1 mit der Maßgabe, dass die Anordnung der 
Schubhaft eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefährdung der öffentlichen Ordnung oder 
Sicherheit nicht voraussetzt. 

(2a) Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung (Abs. 2 und Art. 44 Abs. 2 der Asyl- und 
Migrationsmanagementverordnung) ist auch ein allfälliges strafrechtlich relevantes Fehlverhalten des 
Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter Berücksichtigung der Schwere der Straftaten das 
öffentliche Interesse an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der persönlichen 
Freiheit des Fremden überwiegt. 

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 Abs. 18 der Asyl- und 
Migrationsmanagementverordnung liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
sich der Fremde dem Verfahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die 
Abschiebung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen, 

 1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme mitwirkt 
oder die Rückkehr oder Abschiebung umgeht oder behindert; 

 1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, insbesondere, wenn 
ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemäß § 46 Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem 
Bescheid nicht Folge geleistet hat und deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) 
angeordnet worden sind; 

 2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrechten Aufenthaltsverbot 
oder während einer aufrechten Anordnung zur Außerlandesbringung neuerlich in das 
Bundesgebiet eingereist ist; 

 3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme besteht oder der Fremde sich dem 
Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder über einen Antrag auf 
internationalen Schutz bereits entzogen hat; 

 4. ob dem Fremden, wenn er einen Folgeantrag im Sinne des Art. 3 Z 19 der Verfahrensverordnung 
gestellt hat, das Recht auf Verbleib gemäß § 12 Abs. 1 AsylG 2005 nicht zukommt oder gemäß 
Art. 68 Abs. 4 der genannten Verordnung nicht zuerkannt wurde; 

 5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz 
eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme bestand, insbesondere, wenn er sich zu 
diesem Zeitpunkt bereits in Schubhaft befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG 
angehalten wurde; 

 6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der erkennungsdienstlichen 
Behandlung anzunehmen ist, dass ein anderer Mitgliedstaat nach der Asyl- und 
Migrationsmanagementverordnung zuständig ist, insbesondere sofern 

 a. der Fremde bereits mehrere Anträge auf internationalen Schutz in den Mitgliedstaaten gestellt 
hat oder der Fremde falsche Angaben hierüber gemacht hat, 

 b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen, 

 c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der erkennungsdienstlichen 
Behandlung oder des bisherigen Verhaltens des Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde 
die Weiterreise in einen dritten Mitgliedstaat beabsichtigt oder 

 d. sich der Fremde nach Art. 17 Abs. 4 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung in 
einem anderen Mitgliedstaat aufzuhalten hat; 

 6a. ob der Fremde nach seiner Flucht in einen anderen Mitgliedstaat in das Bundesgebiet, wo er sich 
nach Art. 17 Abs. 4 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung aufzuhalten hat, überstellt 
wurde; 

 7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nachkommt; 

 8. ob Auflagen, Kooperationspflichten nach Art. 17 Abs. 3 der Asyl- und 
Migrationsmanagementverordnung oder Art. 9 der Verfahrensverordnung, Verpflichtungen 
gemäß § 52a Abs. 3 bis 5 BFA-VG, Gebietsbeschränkungen, Meldeverpflichtungen, 
Anordnungen der Unterkunftnahme Wohnsitz- oder Aufenthaltsbeschränkungen gemäß §§ 52a, 
56, 57 oder 71 FPG, § 38b SPG, § 13 Abs. 2 BFA-VG oder §§ 15a, 15b, 15c oder 15d 
AsylG 2005 verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeitpunkt der 
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Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzbaren aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme; 

 9. der Grad der sozialen Verankerung in Österreich, insbesondere das Bestehen familiärer 
Beziehungen, das Ausüben einer legalen Erwerbstätigkeit beziehungsweise das Vorhandensein 
ausreichender Existenzmittel sowie die Existenz eines gesicherten Wohnsitzes. 

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß § 57 AVG zu erlassen, es 
sei denn, der Fremde befände sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund 
nicht bloß kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemäß § 57 AVG gelten 14 Tage 
nach ihrer Erlassung als widerrufen. 

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende Maßnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und erscheint die 
Überwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur Sicherung des Verfahrens angeordnete 
Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhängt. 

(6) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen 
Schutz, so kann diese aufrechterhalten werden, wenn Gründe zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur 
Verzögerung eines anhängigen Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder 
der Vollstreckung einer solchen Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit 
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 BFA-
VG gelten sinngemäß. 
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